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Inſerate 


Das freie Wort im Abgeordnetenhauſe. 


„Konſerviren“ iſt bekanntlich ein lateiniſches Wort 
und heißt auf Veutſch ekyälren. Darm “nei tak. 
in früheren Zeiten diejenige Partei im Staate die „kon⸗ 
ſervative“, deren Beſtreben es war, die Einrichtungen, 
die Geſetze und die Verfaſſung des Landes zu erhalten. 
Man warf den Konſervativen damals nur vor, daß ſie 
neben den guten und heilſamen auch ſolche Einrichtungen 
konſerviren wollten, die mit der Zeit ganz untauglich 
und ſchlecht geworden waren. Aber heut zu Tage hat 
ſich die Sache far umgedreht. N 
ſchworene Verfaſſung beſitzen, die ſo manches Schlimme 
abgeſchafft und noch mehr Schlimmes abzuſchaffen ver- 
ſprochen hat, ſeit der Zeit machen vorzugsweiſe nur 
ſolche Leute auf den Namen „konſervativ“ Anſpruch, 
welche zu alten, längſt als nicht mehr zeitgemäß er⸗ 
kannten Einrichtungen zurückkehren wollen, alſo nicht 
die beſtehenden, an die Stelle jener getretenen Ein⸗ 
richtungen erhalten wollen. 

Dieſen falſchen Konſervativen iſt vor Allem unſere 
Verfaſſung in ihrer jetzigen Geſtalt ein Dorn im Auge. 
Sie haſſen dieſelbe mit einer fo blinden und geradezu gott- 
loſen Wuth, daß eines ihrer Hauptblätter noch neulich 
den „Fürſten und Obrigkeiten“ in's Geſicht gerufen hat, 
es ſei unter Umſtänden ſogar ihre Pflicht, alle die 
heiligen Eide zu brechen, mit denen ſie vor dem An⸗ 
gelichte Gottes die Verfaſſung beſchworen haben. Durch 

ie Anſtrengungen dieſer falſchen Konſervativen iſt es 
allmählig gelungen, zehn zum Theil der trefflichſten 
Artikel der urſprünglichen Verfafſung theils aufzuheben, 
theils abzuändern. Darunter find u. A. die Artikel, 
welche die Aufhebung der ſchon wirthſchaftlich ſo ſchäd⸗ 
lichen Fideikommiſſe, die Aufhebung der gutsherrlichen 
Polizei und die Einführung einer neuen Kreis- und 
Gemeindeordnung verlangt hatten. 

Indeß iſt das im Ganzen doch wohlgezimmerte Schiff 
unſerer Verfaſſung nicht leck geworden trotz der Schäden, 
die die Verſchlimmbeſſerer ihr angethan haben. Ja, das 
Verfaſſungsſchiff iſt auch heute noch feſt genug, um 
mitten in den Stürmen, die der Konflikt, unter deſſen 


Seitdem wir eine be⸗ 


Druck das Land leidet, mit ſich bringt, doch immer noch 
die hohe See halten zu können. Aber gerade das hatten 
die faljchen Konſervativen nicht. erwartet, und deshalb 
ng Fife ieh. Myaezı "hoergehgenaergerrhySichreme 
der unterften, feſteſten Planken des Schiffs. Dieſe, dicht 
neben dem Kiel, wollen ſie gern erſchüttern, denn wenn 
ſie gelöſt iſt, ſo ſcheint uns das Schiff unſerer Verfaſ⸗ 
ſung in der äußerſten Gefahr. 

Dieſe Planke iſt der Artikel 84 der Verfaſſung. Er 
lautet: „Sie“ (die Abgeordneten und die Mitglieder des 
Herrenhauſes) „können für ihre Abſtimmungen in der 
Kammer niemals, für ihre darin ausgeſprochenen Mei⸗ 
nungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund der 
Geſchäftsordnung“ (die nach Artikel 78 jede Kammer 
oder jedes Haus ſich ſelbſt giebt)“ zur Rechenſchaft ge⸗ 
zogen werden.“ Iſt dieſe Planke erſt morſch, ja, dann 
iſt auch das freie Wort erſäuft. In den Abgrund iſt 
verſunken die letzte freie Stätte, von welcher aus die 
Wahrheit noch in unverhüllter Geſtalt in das Volk 
und zum Thron dringen kann. 

Die Sache verhält ſich aber jo: In der Militär- 
frage hatte beſonders Gneiſt ſich auf Gründe und 
Thatſachen berufen, um der Krone und dem Volke 
zu beweiſen, daß das Abgeordnetenhaus die Reorganiſa⸗ 
tion des Heeres nicht als eine verfaſſungsmäßige und 
nicht als eine mit der Wohlfahrt des Landes verträgliche 
betrachten kann. Ferner, und das gab den beſagten ſo⸗ 
enannten Konſervativen einen noch viel ſtärkeren Anſtoß, 
hatte unter andern Rednern beſonders Tweſten bei den 
Verhandlungen über den gegenwärtigen Zuſtand unſeres 
Gerichtsweſens ebenfalls eine geſchloſſene Reihe von 
Gründen und Thatſachen angeführt, um ſeine 
Meinung über daſſelbe zu rechtfertigen. Er ſuchte 
nämlich zu zeigen, daß bei unſeren erichten und in 
unſerer Juſtizverwaltung gar Vieles nicht fo ſei, wie 
man wünſchen müſſe. Ueber dieſe Reden, beſonders 
über die letztere nun waren die falſchen Konſervativen 
außer ſich vor Zorn, und warum? Nun, weil ſie die 
von Gneiſt und Tweſten angeführten Gründe 
und Thatſachen gar nicht au widerlegen im Stande 
waren. Was blieb ihnen alſo übrig, wenn ſie ſolchen 


Reden gegenüber nicht immer wieder zum Schweigen 
oder zu bloßen Scheltworten verurtheilt ſein wollten? 
Natürlich nichts Anderes, als den verhaßten Gegnern 
nicht etwa mit Gründen, denn die wußten ſie ja nicht, 
ſondern mit Strafandrohungen den Mund zu ſtopfen. 
Darum drängt ſeit jener Zeit die jenen falſchen Kon⸗ 
ſervativen zu Gebote ſtehende Preſſe mit aller Macht 
dahin, es möge dem Artikel 84 eine Auslegung gegeben 
werden, die offenbar nicht darin enthalten iſt, und die 
auch das Obertribunal früher entſchieden zurückgewieſen 
hat. Er ſoll nämlich künftig ſo verſtanden werden, daß 
„Privatinjurien, Verleumdungen und andere verbrecheriſche 
Aeußerungen“, die im Abgeordneten- oder Herrenhauſe 
ausgeſprochen würden, keine „Meinungen“ wären, und 
daß ſie daher eben ſo gut von dem gewöhnlichen Kriminal⸗ 
richter beſtraft werden müßten, als wenn ſie Jemand 
an irgend einem anderen Orte geſprochen hätte oder ſie 
in einer Zeitung hätte abdrucken laſſen. 

Natürlich begreifen wir mit unſerem einfachen Ver⸗ 
ſtande nicht, wie eine ausgeſprochene Injurie oder Ver⸗ 
leumdung irgend etwas Anderes ſein kann, als eine 
„ausgeſprochene Meinung“, gleichviel, ob der Spre⸗ 
chende dieſe Meinung wirklich hat oder nur vorgiebt. 
Denn wenn ich zu Jemandem ſage: „Du biſt ein Dieb“, 
ſo iſt das gewiß eine Injurie, ſobald es nicht meines 
Amtes war, ihm das zu ſagen; und, wenn er in Wirk⸗ 
lichkeit nicht ein Dieb iſt, ſo iſt es noch dazu eine Ver⸗ 
leumdung. Aber dieſe Injurie oder Verleumdung iſt 


N in der Gottes Welt nichts Anderes, als eben die 
„Meinung“, die ich wirklich oder angeblich von dem 
Geſcholtenen habe. Oder mache ich etwa den ehrlichen 
Mann zu einem Diebe, wenn ich ſage, daß er einer 
iſt? Das kann doch mit geſundem Sinn kein Menſch 
in der Welt behaupten. Was dann die anderen „ver⸗ 
brecheriſchen Aeußerungen“ betrifft, ſo können damit 
nur Aufforderungen zum Ungehorſam gegen die Geſetze, 
zum Bruch der Verfaſſung, zum Hochverrath verſtanden 
fein. Aber ſolche Aeußerungen ſind ja doch auch eben 
nichts Anderes, als die geäußerte „ Meinung“, daß es 
wünſchenswerth wäre, dies oder jenes zu thun und zu 
vollbringen. 

Dabei verſteht es ſich ganz von ſelbſt, daß jeder 
anſtändige und rechtſchaffene Menſch es auf das 
Stärkſte tadeln muß, wenn ein Vertreter des Volkes . 
zu einer wirklichen Injurie hinreißen ließe, und da 
wir alleſammt denjenigen für ein unwürdiges Mit⸗ 

lied der Landesvertretung erklären würden, der wirk⸗ 
iche Verleumdungen ausſpräche oder wirkliche ver⸗ 
brecheriſche Aeußerungen thäte. Aber die Entſcheidung 
darüber, ob die Aeußerungen eines Volksvertreters wirk⸗ 
liche Injurien, wirkliche Verleumdungen, wirklich 
verbrecheriſche ſind, dieſe Entſcheidung 19 5 eben ſo 
wie die Preußiſche, alle Verfaſſungen in der Welt, ſo⸗ 
ar die Staatsſtreichs⸗Verfaſſung des jetzigen Franzö⸗ 
iſchen Kaiſers einzig und allein den geſetzgeben⸗ 
den Verſammlungen und ihren Präſidenten 
überlaſſen. Unſere Abgeordneten ſind dann noch 
einem anderen Richter unterworfen, den die Mitglie⸗ 


der des Herrenhauſes nicht zu fürchten haben. Die⸗ 
ſer zweite Richter iſt das Preußiſche Volk ſelbſt; 
und dieſes Volk wird wahrhaftig keinen Abgeordneten 
wiederwählen, der ſich wirklich verbrecheriſche Aeuße⸗ 
rungen erlaubt hat. Würde jemals jenen beiden Rich⸗ 
tern, welche über die Aeußerungen unſerer Volksvertre⸗ 
ter zu Gericht ſitzen, dem Hauſe ſelbſt in der Perſon 
jeiner Präfidenten und dem geſammten Volke, welches 
ſein Richteramt an der Wahlurne ausübt, noch ein drit⸗ 
ter Richter, nämlich der gewöhnliche Gerichtshof, der 
z. B. über Preßangelegenheiten urtheilt, hinzugefügt, ſo 
darf man ja unter Anderen nur die Paragraphen 101 
und 102 unſeres Strafgeſetzbuches anſehen, um ſich zu 
überzeugen, daß man mit der reinſten und vollſten Ueber⸗ 
zeugung und durchaus der Wahrheit gemäß irgend einem 
Beamten oder Richter Ungerechtigkeit, Geſetzes⸗Uebertre⸗ 
tungen, Parteilichkeit oder auch nur Ungeſchicklichkeit oder 
Unfähigkeit vorwerfen, und doch gar leicht als Beleidi⸗ 
ger oder ſelbſt als Verleumder mit Gefängniß bis zu 
achtzehn Monaten beſtraft werden kann. Ja, hat man 
irgend ein veraltetes Geſetz ſchlecht oder eine Staatsein⸗ 
richtung oder obrigkeitliche Anordnung thöricht oder ver⸗ 
kehrt genannt, ſo kann man möglicherweiſe auch zwei 
Jahre Gefängniß bekommen. Von anderen Aeußerun⸗ 
gen, die unter Umſtänden auch wohl einmal berechtigt 
ſein möchten, die aber doch ſelbſt in dieſem Falle eine 
fünfjährige Gefängnißſtrafe oder gar zehnjährige Zucht⸗ 
hausſtrafe nach ſich ziehen können, auch wenn der Rich⸗ 
ter ein völlig unparteiiſcher Mann iſt, von ſolchen 
Aeußerungen wollen wir aber ganz ſchweigen. 


Genug, wenn der Artikel 84 der Verfaſſung im 
Wege der Geſetzgebung ſo ausgelegt werden ſollte, wie 
die Heißſporne in der konſervativen Preſſe es wünſchen, 
ſo wäre die Planke, von der wir eben geſprochen haben, 
durchlöchert, und das Schiff der Verfaſſung müßte zu 
Grunde gehen. Aber mit dem Wünſchen iſt es nicht 

ethan, und deßhalb haben einige Mitglieder des Herren⸗ 
hauses, welche jene se zu theilen ſcheinen, den einzigen 
Weg, welcher zum Ziele führen könnte, eingeſchlagen, ſie 
haben nämlich den in unſerer vorigen Nummer mitgetheilten 
Antrag 1 Allerdings hat dieſer Antrag keine 
Ausſicht, Geſetzeskraft zu erlangen, aber ſo entſchieden 
wir uns auch gegen die Tendenz des Antrages ausge⸗ 
ſprochen haben, der Weg, welchen die Antragſteller ein⸗ 
geſchlagen, iſt der durch die Verfaſſung vorgeſchriebene. 
Die Worte in dem Antrag, falls die vorgeſchlagene 
Auslegung des Artikels 84 nicht angenommen würde, 
ſo „könnte h ea usa a 
aſſun ließlich für Preußen unmöglich ge⸗ 
90 t . ſealn wohl nur den Antrag ſelbſt 
kräftigſt unterftügen; wenn aber die „Norddeutſche All 
gemeine Zeitung“ hinzufügt, es müſſe eigentlich nicht 
heißen, die Preußiſche Verfaſſung könnte, ſondern „fe 
muß“ (dann) unmöglich gemacht werden, ſo klingt das 
beſonders in einem Blatt, welches als regierungsfreund⸗ 
lich bekannt, ſogar als offiziöfes Organ der 1 
angeſehen wird, ganz bedrohlich, und man fühlt ſich ver⸗ 
ſucht, darüber nachzudenken, woher denn alle ſolche 


Zornreden, ſolche Warnungen, folde Drohun⸗ 
gen kommen, und was eigentlich hinter ihnen 
ſteckt. Es ſcheint uns faſt, als ob die Heißſporne 
der konſervativen Preſſe alle dieſe Redensarten nicht an 


das Volk, ſondern an eine ganz andere Adreſſe richten. 
!!: ͤ ͤ— — —— — . — 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Hauptereigniß der Woche ift die aller- 
dings vorausgeſehene Ablehnung der geforderten Marine⸗ 
Anleihe von 10 Millionen. Die Verhandlungen beſchränkten 
ſich weſentlich auf die politiſche Seite der Frage, ohne daß 
jedoch von Seiten des Miniſteriums dem Hauſe eine neue 
Aufklärung über die Stellung Preußens in der ſchleswig⸗ 
holſtein ſchen Frage gegeben wurde. Die ganze Verhandlung, 
und ganz beſonders die Zähigkeit, mit welcher die Regierung 
an der Bewilligung der Anleihe feſthielt, und ſogar ſich zu⸗ 
frieden erklärte, wenn man ſie eventuell, d. h. nur für den 
Fall bewilligen würde, daß Preußen ſich in den Beſitz von 
Kiel ſetzt, ließ den Eindruck zurück, als ob es der Regierung 
vor Allem darauf ankomme, durch irgend ein Votum der 
Volksvertretung eine Unterſtützung bei ihrem Auftreten in 
der ſchleswig⸗holſtein'ſchen Angelegenheit zu erhalten. Dieſe 
Wahrnehmung iſt, wir können es uns nicht verhehlen, eine 
erfreuliche, denn ſie zeigt uns, wie keine Regierung in einem 


fonftitutionellen Lande ſich der Erkenntniß verſchließen kann, 


daß ſie in allen Dingen der Unterſtützung der Volksvertre⸗ 
tung dringend bedarf. 

Man ſpricht jetzt ſehr ernſtlich von dem bevorſtehenden 
Rücktritt des Inſtizminiſters, doch dürfte dieſelbe ſchwerlich 
vor dem Schluß der Kammerſeſſion erfolgen. Wie es heißt, 
ſoll derſelbe nach der Penſionirung des hochbetagten Kanzlers 
von Zander, Kanzler des Königreichs Preußens werden. Aller⸗ 
dings wird dieſes Gerücht von offiziöſer Seite als grundlos 
bezeichnet, aber der Glaube an die Richtigkeit deſſelben kann 
dadurch nicht erſchüttert werden. 

Einem Streit, welcher in dem en zwiſchen 
dem Miniſterpräſidenten und dem Abgeordneten v. Virchow 
ſtattgefunden hat, legt man vielfach die Bedeutung bei, daß 
derſelbe ein Duell zwiſchen den beiden Betheiligten herbei⸗ 
führen werde. Wir glauben nicht, daß der Miniſterpräſident 
den Profeſſor Virchow fordern wird, und noch weniger ſteht 
Seitens des Abgeordueten Virchow die Annahme einer 
ſolchen Forderung in Ausſicht. Mit Piſtolen oder mit 
Säbeln läßt ſich doch wahrlich der Zwieſpalt zwiſchen dem 
Miniſterium und dem Abgeordnetenhauſe nicht auskämpfen. 

Schles wig⸗Holſtein. ie Einberufung der Stände von 
1854 iſt jetzt von Oeſterreich zugeſtanden worden, doch ſollen ſie 
nur zu dem Zwecke zuſammentreten, um das Wahlgeſetz von 
1848 anzunehmen, und Wahlen auf Grund deſſelben aus⸗ 
ſchreiben. Es iſt mit der Einigung über dieſen Punkt aber 
noch keineswegs eine vollſtändige Einigung zwiſchen Preußen 
und e über die ferneren Schritte in der ſchleswig⸗ 
holſtein ſchen Frage erzielt worden. Man rechnet darauf, 
daß bei der perſönlichen Zuſammenkunft beider Monarchen 
in Karlsbad endlich eine feſte Vereinbarung in dieſer Be⸗ 
ziehung getroffen werden wird. Wir allerdings glauben nicht 
daran, denn die Intereſſen Preußens und Oeſterreichs gehen 
in dieſer Frage ſo weit auseinander, daß jede Vereinbarung 
ſehr bald wieder zu neuen Differenzen führen muß. 

Der Großherzog von Oldenburg hat ſeine Anſprüche 
auf den Thron der Herzogthümer von Neuem geltend ge⸗ 
macht und betreibt ſeine Sache, wie es ſcheint, in Berlin 
perſönlich. Er wollte zu dieſem Zwecke auch nach Wien ge⸗ 
hen, doch hat er dieſe Abſicht aufgegeben. Möglich, daß er 


von dort von vornherein benachrichtigt worden iſt, daß ſeine 
Bemühungen vergeblich ſein werden. f 

Oeſterreich. Der Kaiſer iſt nach Ungarn gereiſt und 
in Peſth mit großem Jubel empfangen worden. Vielfach 
knüpft man daran die Hoffnung auf eine endliche Beilegung 
der Streitigkeiten mit Ungarn, doch dürfte dieſelbe an dem 
hartnäckigen Widerſtande der Ungarn gegen eine Geſammt⸗ 
Volksvertretung des ganzen Kaiſerſtaates ſcheitern. Die Un⸗ 
garn wollen ihre eigene Verfaſſung und ihren eigenen Land⸗ 
tag, über welchem kein anderer ſtehen ſoll, beibehalten. 

Wie es ſcheint, erwartet man in einigen Grenzdiſtrikten 
in Tyrol und im Venetianiſchen einen neuen Aufſtands⸗ 
verſuch der italieniſchen Partei. In Venedig hat man eine 
ſehr bedeutende geheime Pulverfabrik entdeckt. Dazu kommt, 
daß aus England die Nachricht von einer beabſichtigten Ex⸗ 
pedition Garibaldi's angelangt iſt, als deren Ziel Venetien 
bezeichnet wird. Unter ſolchen Umſtänden iſt an eine Re⸗ 
duktion der in Venetien ſtehenden Armee nicht zu denken. 

Frankreich. Die Stimmen, welche eine Zurückberufung 
der franzöſiſchen Truppen aus Mexiko verlangen, werden im⸗ 
mer lauter. Im Abgeordnetenhauſe iſt dieſe Rückberufung 
von Thiers bei Gelegenheit der Budget⸗Debatte ſehr ein 
dringlich befürwortet worden. Dennoch verlautet, daß die 
Regierung von Neuem 50,000 Mann dorthin ſchicken werde, 
um den ſchwankenden Thron des Kaiſers Maximilian zu 
ſtützen. (Wenn dazu noch Zeit iſt!) 

Italien. Die Verhandlungen zwiſchen dem Königreich 
Italien und dem Papſte nähern ſich, was den kirchlichen 
Theil derſelben anbelangt, ihrem Ende. Es dreht ſich nur 
noch um eine einzige Frage, um die Form des Eides, welchen 
die Biſchöfe in dem Königreich künftighin leiſten ſollen. Es 
iſt keinem Zweifel unterworfen, daß eine Verſtändigung darüber 
ſehr bald erzielt werden wird. Wie es aber mit den politi⸗ 
ſchen Verhandlungen, deren Führung nicht mehr abgeleugnet 
wird, ſteht, darüber herrſcht noch ein tiefes Geheimniß. 

„England. Die amerikaniſche Regierung hat an das 
engliſche Kabinet ſehr energiſche Noten wegen der Begünſti⸗ 
e welche den Kaperſchiffen der Rebellenſtaaten 
zu Theil geworden ſein ſollen. In Folge deſſen hat jetzt die 
engliſche Regierung den Beſchluß gefaßt, kein Kriegsſchiff der 
Rebellenſtaaten mehr als Kriegsſchiff anzuerkennen, ſo daß 
dieſelben jetzt in keinem brittiſchen Hafen mehr anlegen kön⸗ 
nen. Man hätte einen ſolchen Befehl ſchon vor längerer 
Zeit erwarten müſſen, da dadurch allein der Seeräuberei, 
welche die Rebellen trieben, ein Ziel zu ſetzen war. 

Nord⸗Amerika. Der ehemalige Präſident der Rebellen⸗ 
ſtaaten, Jefferſon Davis, iſt mit noch mehreren Mitglie⸗ 
dern der Rebellen⸗Regierung des Hochverraths angeklagt und 
dürfte feine Verurtheilung zum Tode wohl mit Sicherheit 
zu erwarten ſtehen. Der Prozeß gegen die Mitſchuldigen 
des Mörders Booth dauert noch immer fort. Ein direkter 
Beweis für die Mitwiſſenſchaft des Jefferſon Davis hat ſich 
noch nicht gefunden, doch iſt der allgemeine Eindruck entſchie⸗ 
den ein ſolcher, daß man an eine Aufmunterung, wenn nicht 
9 an eine direkte Aufforderung Seitens der Rebellen⸗ 

egierung oder doch ihr nahe ſtehender Perſonen glauben muß. 


Die Verwerfung der Anleihe. 

Warum hat das Abgeordnetenhaus die Anleihe von 10 
Millionen Thaler, welche von der Regierung zur Befeſtigung 
des Kieler Hafens, zur Anſchaffung von Panzerſchiffen und 
zur Bewaffnung der Kriegsſchiffe mit ſchweren gezogenen 
Kanonen gefordert wurde, abgelehnt? 

Die Antwort iſt ſehr einfach. Mit der Befeſtigung von 
Kiel kann doch nicht eher vorgegangen werden, als bis es 


im rechtlichen Beſitz Preußens ift. Außerdem war die Re⸗ 
gerung noch gar nicht im Stande, fih näher über ihre 
Kiel betreffenden Anſichten auszuſprechen. Auf Befragen hat 
der Regierungskommiſſar in der Kommiſſion erklärt: der 
Plan ſei noch ein Embrio, alſo erſt im Entſtehen begriffen. 
Nun iſt es doch bisher noch nie von einer Landesvertretung 
verlangt worden, daß ſie für Pläne, die noch nicht hin⸗ 
reichende Reife beſitzen, um an das Licht treten zu können, 
Geld oder gar Anleihen bewilligen ſolle. Schulden macht 
man doch überhaupt nur dann, wenn man ſich des Zieles, 
das man erreichen will, klar bewußt iſt. Denn erſt in dem 
Augenblick, wo man zu ſolcher Klarheit gelangt iſt, kann man 
beurtheilen, ob das Schuldenmachen eine Nothwendigkeit iſt. 

Die Anſchaffung von Panzerſchiffen und ſchweren gezoge⸗ 
nen Geſchützen iſt gewiß eine Nothwendigkeit und als ſolche 
auch von der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes und von 
dieſem ſelbſt als ſolche anerkannt worden. Indeß kann man 
weder Schiffe noch Kanonen allzu ſchnell fertig machen. Es 
gehört dazu Zeit. Das hatte auch die Regierung wohl ein⸗ 
geſehen und ſollte daher die von ihr verlangte Anleihe von 
10 Millionen nicht auf einmal, ſondern im Laufe von ſechs 
Jahren, alſo jährlich 13 Million, verwendet werden. Da 
fragten ſich denn die Abgeordneten: warum iſt dazu eine Anleihe 
nöthig? Es iſt ja ganz klar vorauszuſehen, daß in dieſem Jahre 
bereits die veranſchlagten Einnahmen die Ausgaben um mehr 
als 1% Millionen überſteigen werden. Selbft wenn wir 
annehmen, daß wieder kein Staatshaushaltsgeſetz zu Stande 
kommt und die Regierung wieder die ganzen Laſten der Ne- 
organiſation ausgiebt, jo muß doch ein derartiger Ueberſchuß 
eintreten. Der Voranſchlag des Staatshaushaltsgeſetzes iſt 
angefertigt worden, ehe man die Erträgniſſe des Jahres 
1864 kannte. Die Regierung hat deshalb demſelben, wie 
das regelmäßig geſchieht, den Durchſchnitt der Einnahmen 
aus den Jahren 1861, 1862 und 1863 zu Grunde gelegt. 
Als aber das Abgeordnetenhaus an die Peratzung ging, 
waren die Ergebniſſe des Jahres 1864 bereits bekannt. 
Das Haus konnte daher die weit höheren Einnahmen dieſes 
Jahres mit in Rechnung ziehen und war ſo im Stande, die 
Einnahmen aus den Forſten, den Hüttenwerken und den 
Eiſenbahnen um faſt 2 Millionen höher anzuſetzen, als dies 
in dem Entwurfe der Regierung geſchehen war. 

Was wird hiervon die Folge fein: 

Die Einnahmen werden die Ausgaben um annähernd 
zwei Millionen überſteigen. Wird hiefür keine Verwendung 
gefunden, ſo fließt dieſer Ueberſchuß in den Staatsſchatz und 
bleibt dort als todtes Kapital zinslos liegen. 

Bei ſolchen Verhältniſſen war es wahrlich nicht geboten, 
eine Anleihe zu bewilligen. Dadurch wäre das unnatürliche 
Verhältniß entſtanden, daß die Ueberſchüſſe aus den ſchwer 
vom Volke aufgebrachten Steuern zinslos in den Staats⸗ 
ſchatz hinterlegt und außerdem dem Volke noch die Verzin— 
ſung einer neuen Anleihe aufgebürdet worden wäre. Dazu 
konnte das Abgeordnetenhaus doch unmöglich ſeine Zuſtim⸗ 
mung geben. Die Kommiſſion erbot ſich daher, die gefor⸗ 
derten Summen im Budget zu bewilligen. Als nun hierauf 
die Regierung ablehnend antwortete, da blieb der Kommiſſion 
nur übrig, dem Hauſe die Ablehnung der Anleihe vorzuſchla⸗ 
gen, welchem Rathe dieſes auch mit großer Majorität ge 
Flat. if. j | 

Der Herr Miniſterpräſident hat daher nicht recht, wenn 
er im Abgeordnetenhauſe ſagt: „wenn ſchöne Worte Geld 
wären, dann hätten wir der Freigebigkeit, mit der ſie uns 
behandeln, nur dankbare Bewunderung zu zollen.“ Geld 
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wollte das Haus wohl bewilligen; aber es wollte zu 
einer neuen Schuld ſeine Zuſtimmung nicht geben, 
weil die Mittel zur Befriedigung der verlangten 
Bedürfniſſe vollſtändig vorhanden ſind. 
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Sprechſaal. 

— Die feudalen Blätter finden nicht Worte genug um die 
Rede zu tadeln, mit welcher der Abgeordnete Tweſten im 
Abgeordnetenhauſe die Juſtizverwaltung beleuchtet hat, und 
einſtimmig erklären ſie, daß ein ſolcher Angriff auf die Juſtiz 
nicht zu billigen ſei. In Folgendem geben wir zwei Stellen 
aus den ſtenographiſchen Berichten des Abgeordnetenhauſes 
und des Herrenhauſes, um zu beweiſen, daß ſowohl der jetzige 
Miniſterpräſident als auch das Herrenhausmitglied von 
Below, welcher Letztere Mitunterzeichner des Antrages auf 
eine neue geſetzliche Deklaration des Artikel 84 der Verfaſſung 
iſt, einen Angriff auf die Gerichte nicht geſcheut haben, 
wenn ein ſolcher ihrer Ueberzeugung nach nothwendig war. 

Sitzung der Zweiten Kammer von 8. März 1849. 

v. Bis mark: Bei der notoriſchen Schlaffheit 
un ſerer Gerichte im letzten Jahre, bei der, ich kann 
es nicht anders nennen, als bei der Feigheit der 
meiſten unſerer exekutiven und adminiſtrativen 
Behörden in den Provinzen ziehe ich den Schluß 
u. ſ. w. 
Herrenhaus⸗Sitzung vom 48. November 1863. 
v. Below. Meine Herren! Als die Verfaſſung ent⸗ 
worfen wurde, war im ganzen Lande noch die lebendige 
Ueberzeugung von der Unparteilichkeit des Preußiſchen Rich 
terſtandes vorhanden. Es thut mir wehe, aber ich halte es, 
da ich auf dieſer Stelle ftehe, für meine Pflicht, die Unver⸗ 
antwortlichkeit dieſer Stelle zu benutzen im 
Dienſte des Vaterlandes. Ich muß den Vorhang 
dreiſt hinwegziehen und ſagen: auf dem politiſchen Ge— 
biete exiſtirt die Unparteilichkeit preußiſcher 
Richter nicht mehr. Sehen Sie ſich im Lande um! Die 
Kreisgerichte ſind häufig vereinigt zu politiſchen Klubs in 
Verbindung mit den Rechtsanwalten; Vormundſchaften, Aus⸗ 
leihung von Depoſiten, Alles wird benutzt, um politiſchen 
Einfluß zu üben, ja es iſt vorgekommen und es liegt die 
Thatſache vor von einem Gnadengeſuch, das überreicht wor⸗ 
den iſt und das betreffende Gericht, welches die Verurthei⸗ 
lung ausgeſprochen hat, in einer politiſchen Sache natürlich, 
aufgefordert wurde, ſich gutachtlich über die Begnadigung 
zu äußern, die Richter privatim den Betreffenden erklärten: 
Hättet Ihr Euch an uns gewendet, ſo wäret Ihr be naaigt 
worden; da Ihr Euch an den König gewendet, ſo ſollt Ihr 
zuſehen, daß Ihr noch ferner ſitzt. 

(Ruf: Hört! Hört!) | 
. . . . Ich erkenne auch den Nothſtand darin, weil eine Ver⸗ 
dunkelung durch politiſche Leidenſchaften beim Richterſtande 
beſteht, und häufig eine korrekte Anwendung und daher rich⸗ 
tige Handhabung der Geſetze nicht auszuführen iſt. 


Briefkaſten. N 

Herrn H. L. in 2, früher in W. Wir bitten Sie um 
nochmalige Angabe Ihrer Adreſſe da Ihr letztes Schreiben 
verloren gegangen iſt. — Herrn C. K. in eklamiren 
att. bei der. Nat., welche. iede Beſtellung, an⸗ 

nehmen muß. Eine Zuſendung von hier würde entweder 
verhältnißmäßig ſehr bedeutende Koſten machen oder ſehr 
langſam gehen. Im Uebrigen beſten Dank für Ihre Be⸗ 
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. mühungen. 
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